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Betr. : Verfassu ngsbeschwerde

Sehr geehrte Damen und Herren.

Hiermit reiche ich Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht in Kärlsruhe ein, Grund

-.------l---- 
r I r i ]lt l - ^tVerietzung meiRes Gi'unciree hts, nae h Gruncigesetz Artikei 2 Absatz 2, irlöiigung.

leh wurde widerrechtlleh dazu gezwungen, die COVID-I9-lmpfung an mir vornehmen zu lassen,

Wenn ich mich geweigert hätte, hätre ich ais ungeimpfter, keine Kinos, Theater, Restauranis ocier

andere Freizeitveranstaltungen besuchen können. Diese Orte waren nur für Geimpfte und Genesene

zugänglich (2G-Regel).

Private Treffen wären für Ungeimpfte stark eingesehränkt gewesen, Ein Haushalt durfte sich nur mit

zwei weiteren Personen aus einem anderen Haushalt treffen. Das wäre ein großes Problem für mich

gewesen.

lclr wurde genötigt, eine Maske in öffentlichen Verkehrsmiffeln zutragen

Beim Einkaufen in Supermärkten, Geschäften und Einkaufszenffen, wurde ich ebenfalls dazu

geftötigt, eine Maske zu tragen.

ln Arztpraxen, Krankenhäusern und Pflegeheimen war das Tragen von einer Maske für mich

verpflichtend.

An Arbeitsplätzen, an denen physischer Kontakt mit anderen Menschen unvermeidbar war, musste

ieh ebenfalls eine Maske tragen.

ln vielen öffentlichen Gebäuden, wie Behörden und Amtern, musste auch immer eine Maske tragen

Fußballspiele und ändcre Großveranstaltungen wurden stark eingeschränkt. Es durften nur nseh 30

bis 50 Prozent der Plätze besetzt werden. lch wurde dureh die Maßnahmen dazu genöiigt, nicht an

Großveranstaltungen teilnehmen zu können. Die erlaubten Plätze waren schnell vergeben.

Wegen aii ciiesen Grüncien, wurde ich von cier Bunciesregierung ciazu genötigt, ciie COVID-19-Impfung

an mir vornehmen zu lassen. lch wollte als Ungeimpfter keine Nachteile gegenüber Geimpften

haben. Das hätte mich sozialtotal ausgegrenzt.

M

rti

Grüße*,
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Bundesverfassu ngsgericht . Schtossb ezik3 .7 6731 Ka rlsruhe

Herrn

Christer Häberti

Phitosophenweg 54

23970 Wismar

Sehr geehrter Herr Häberti,

es bestehen Bedenken hinsichtlich der Zu[ässigkeit lhrer Verfas-

sungsbeschwerde, mit der Sie sich gegen ,,die widerrechttich er-

zwungene COVID-19-lmpfung" und gegen,,die Verpflichtung
zum Tragen einer Maske" wenden. Sie dürften einen Hoheitsakt
nicht bezeichnet haben.

Eine Verfassungsbeschwerde kann nur gegen Hoheitsakte (2.8.

Entscheidungen einer Behörde oder eines Gerichts) erhoben
werden. Ergänzend wird auf das ,,Merkblatt über die Verfas-

sungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht" (abrufbar

unter www.bverfq.de - Bürgerinnen und Bürger-) hingewie-
5e n.

Die,,widerrechttich erzwungene COVID-19-lmpfung" und die

,,Verpflichtung zum Tragen einer Maske" dürften an sich keine

taugtichen Gegenstände darstetlen, die in zutässiger Weise mit
einer Verfassungsbeschwerde angegriffen werden könnten.
Vietmehr wären die genauen Vorschriften des Gesetzgebers zu

benennen, die Sie nach lhrer Ansicht in lhren Rechten verletzt
ha ben.

lm Übrigen ist eine a[[qemeine lmpfpfticht vom Gesetzgeber

nicht normiert worden.

Von der Erörterung weiterer Zulässigkeitsbedenken (bestand

die MögLichkeit der lnanspruchnahme und Erschöpfung fachge-
richttichen Rechtsschutzes?) wird zunächst abgesehen.

Bundesverfassungsgericht

Bu ndesverfassun gsgericht
5chlossbezirk 3

7613 1 Kartsruhe

Tet.: +49 721 I 9701 - 0
Fax: +49 721 / 9l0l- - 3Bz

bverfg@b und esverfassu ngsg eri cht. de
www. bund esve rfass u ngsg ericht.de

A[[gemeines Register

Aktenzeichen: AR 497 4 lZ.4 (bitte an geben)

Bearbeiterin: Lanz

Telefon: +49 721 I 9701 - 420

Datum: 09.08.2024
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Daher ist davon abgesehen worden, eine richterliche Entschei-

dung herbeizuführen (weitere lnformationen unter
www.bverfq.de -Bürgerinnen und Bürger- Merkbtatt, Ab-
schnittVlll, Altgemeines Register). Sollten Sie noch Untertagen
nachreichen wo[[en, wird gebeten, diese nur in Kopie vorzule-
gen. Sofern Sie sich nicht anderweitig äußern, wird dieses Ver-

fassu n gsbeschwe rdeve rfa h re n n i cht fo rtgesetzt,

lm Atlgemeinen Register eingetragene Verfahren, die nicht in
das Verfahrensregister übertragen worden sind, werden fünf
Jahre nach der [etzten die Sache betreffenden Verfügung ver-
nichtet (§ 35b Abs. 7 BVerfGG, § 64 Abs. 4 Satz 1 GOBVerfG).

M it freundtichen Grüßen

Krause-Reul

Reg ierungsd irektorin
AR-Referentin

Begtaubigt

Hinweis: Personenbezogene Daten, die uns im Zusammenhang mit der Durch-
führung von gerichttichen Verfahren bzw. der Bearbeitung von Justizvenruat-
tungsangelegenheiten übermittett werden, werden von uns ausschLießlich
zur Wahrnehmung unserer Aufgaben bzw. zur Erfüttung unserer rechttichen
Verpftichtungen verarbeitet. Rechtsgrundtagen sind Art. 6 Abs. 1 Satz 1 tit. e
DSGVO i.V.m. § 3 BDSG, Art. 6 Abs. 1 Satz 1 tit. c DSGVO und die jeweits einschtä-
gigen Verfahrensvorschriften des BVerfGG. unsere ausführlichen lnformatio-
nen zum Datenschutz in gerichttichen Verfahren und Justizverwattungsange-
[egenheiten fi nden Sie auf unserer I nternetseite www.bundesverfassu n gsge-
richt.de unter dem Menüpunkt ,,Verfahren". Auf Wunsch senden wir Ihnen
diese lnformationen auch in Papierform zu.

Bu ndesverfassu n gsgericht

Aktenzeichen: AR 497 4 124 (bitte angeben)
Bearbeiterin: Ianz
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Bundesverfassungsgericht

SchlsßbezirkS

76L3L Karlsruhe
Wismar,22.08.2OZ4

Betr.: Aufarbeitung und rechtliehe Konsequenzen für die Verantwortliehen

Sehr geehrte Damen und Herren.

Während der Coronapandemie ist die Freiheit der Bürger ohne ausreichende Begründung

beschnitten und Ungeimpfte sind stigmatisiert worden. lch fordere eine Aufarbeitung und rechtliche

Konsequenzen für die Verantwortlichen,

Es gibt zahlreiche Versäumnisse der Gesundheitspolitik während der Pandemie.

Bereits während der Pandemie bekam man den Eindruck, dass es zwischen Politikern, Experten, dem

Parlament und der Justiz, zu einer Zerstreuung der Verantwortung gekommen ist.

Nicht immer wurde Verantwortung rechtzeitig übernommen, zum Beispiel wurde das Parlament erst
^.^I! ^^lL^! !a!:- l- T^:l^- ..,^- l^^ 
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Entscheidungen. Gleichwohl ist es für ein demokratisches Gemeinwesen essenziell, dass

Verantwortung übernommen werden muss. Dazu zählt, dass man im Rückblick fragt, wie ist das

damals gelaufen?

In den RK!-Protakellen sieht man, dass beivielen freiheitsrechtlich releventen Entscheidungen,

Sehiussfolgerungen und Aussagen auf Basis von Beobachtungen und Erfahrungen zugrunde gelegt

worden sind, über die schon damals Besseres oder anderes bekannt war.

Zum Beispieldie Behauptung, es handele sich um eine "Pandemie der Ungeimpften"

Ein Satz von Jens Spahn, der suggerierte, die Ungeimpflen seien die Haupttreiber der Pandemie, was

darnals nicht Stand der Erkenntnisse war und auch uom RKI so nicht geteilt wurde.

Dieser Slogan wurde genutzt um die Botschaft zu tra*sportieren,var allem die Ungeimpften seien

dafür verantwortlich, dass die Pandemiefortdauert. Er wurde von zahlreichen politisehen und

gese I lschaftliche n Akteu ren a ufgegriffen und stetig wiederholt.

Es wäre viel wichtiger gewesen, vor allem juristisch, differenziert auf Sachfragen zu schauen. Zum

Beispiel: ln welchem Umfang wird die Pandemie tatsächlich dureh die Ungeimpften vorangetrieben?

Wie vielgeringer ist das Risiko Geimpfter, sich und andere anzustecken?

Zahlen in großer Ausführliehkeit des RKI in seinen Wochenberiehten zelgen den Anteil der

impfdurchbrüche bei symptomatischen Erkrankungen und auf cien intensivstationen.
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Hier hat a[[erdings eine kammunikative Verschiebung stattgefunden. Wenn man das Narrativ von der
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ei"hoben hat, in den Hintergrund. Das hatte Folgen für den Umgang miteinander. Es gab

Stigmatisierungen, es sind Gräben entstanden, die teilweise heute noch nicht geschlossen sind.

Die Politik soltte griffige, mänehmal se hliehte Formeln verwenden, um durehzudri*ge*, zumal in einer

krisenhaften Situation,

Gerade in einer Pandcmie sind wir darauf angewiesen, dass die politisehen Entseheidungsträger

ciifferenziert kommunizieren unci cjie Diskussion nicht unzuiässig verkürzen. Die lvienschen wären in

der Lage gewesen, das zu verstehen. Wenn man später sieht, dass man nicht ernst genommen

wurde, ist das ein Problem. Es geht hier um Vertrauen.

Allerdings wurden keine politischen Entscheidungen auf diese Formel gestützt, die wurden juristisch
--:-l f,:rr---.--:-.f^- L----"--l-t h-^ 8..-l--.--J----.----^-:-L! L-! -?----l- ----L-:-L-v,el olmerenzlerter Degrunoei. Das 6unciesveriassungs8ericnt nat nirgenos gescnrieDen, wegen einer

" Pa ndemie der U ngeimpften " seien i rgendwelche Maßna hmen gerechtfertigt.

Jedoch gehen beijeder Maßnahme rechtliche Wertungen und gesellschaftliche Diskussionen voraus.

Führen wir eine Maskenpflicht ein, Betretungsverbote für Ungeimpfte oder Ahnliches. ln dieser

Abwägung müssen Kosten und Nutzen miteinandei. ins Vei'hältnis gesetzt wereien. 5o ein Siogan führt
dazu, dass Debatten abgekürzt und [n ihrer Qualität verschlechtert werden.

Wenn Politiker Frciheitsbeeinträchtigung beschließen, müssen sie dafür Gründe nennen.

Dabei in der Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bürgern die empirische Basis zu verkürzen

ocier zu verzerren, ist selbst in Krisensituationen unzulässig.

Es gab andere Erkenntnisse, und es wäre nicht kompliziert gewesen, sie vorzutragen. Wer ungeimpft

war, wurde weitgehend aus ciem öffentiichen Raum ausgeschiossen, das hatte eine hohe

Stigmatisieru ngsfu nktion.

Hier wurden Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen, die auch entsprechend geahndet

werden müssen.

Mit freu chen Grüßen,

Christe



Christer Häberli
Philosophenweg 5A
23970 Wismar

Mobil: 01525-7585273
E-Mail: christer.haeberli@gmail.com

lnternet: www.philosophenstudio.de

B u nd esve rfa ss u n gsge ri cht

Schloßbezirk 3

7613L Karlsruhe

Wismar, 25. August 2024

Betr. : Benennung Hoheitsakt AR 491 4/24

Sehr geehrte Frau Lanz,

Die Entscheidungen über Maskenpflicht, Lockdown und lmpfpflicht in Deutschland wurden

von verschiedenen Behörden und lnstitutionen getroffen:

Maskenpflicht: Diese wurde auf Bundes- und Länderebene beschlossen. Beispielsweise hat

der Deutsche Bundestag eine Allgemeinverfügung zur Maskenpflicht in seinen Gebäuden

erlassen.

Lockdown: Die Maßnahmen zum Lockdown wurden ebenfalls auf Bundes- und Länderebene

beschlossen. Das Bundeskabinett und die Ministerpräsidentenkonferenzen spielten hier eine

zentrale Rolle.

lmpfpflicht: Die einrichtungsbezogene Impfpflicht für Beschäftigte in Kliniken, Pflegeheimen

und ähnlichen Einrichtungen wurde vom Bundestag beschlossen und im

I nfektionssch utzgesetz veran kert.

Zusätzliche lnformation:

Das Lockdown- und maskenfreie Schweden hatte die niedrigste Übersterblichkeit in Europa.

Man erkennt die Spätfolgen des Eisernen Vorhangs noch immer in den Daten, sowie sind

Modellrechnungen zum angeblichen Nutzen von Lockdowns und lmpfungen unwahr.

Mit2,2% ist die Übersterblichkeit in Schweden, gering, aber doch vorhanden. Sie könnte
Folge der lmpfungen sein. Schweden hatte eine ähnliche lmpfquote wie Deutschland.

Seite | 1
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Christer Häberli
Philosophenweg 5A
23970 Wismar

Mobil: 01525-758527?
E-Mail: christer.haeberli@gmail.com

lnternet: www.philosophenstudio.de

Alle anderen Staaten weisen eine höhere Übersterblichkeit auf, weil sie nicht nur impften,

sondern mit Lockdowns, Schulschließungen und Ausgangssperren gegen etabliertes Wissen

der Sozialmedizin verstießen.

Deutsche Politiker ignorierten den Nationalen Pandemieplan des RKl, der keine einzige

dieser Maßnahmen vorsah:

https ://edoc. rki. de/bitstrea m/ha nd Ie/L7 6904 / L87 I 287z7 BQWW 2 582 izM Q. pd f

Menschen um die 84 Jahre, die heutzutage sterben, waren um die 50 Jahre alt, als der

Eiserne Vorhang fiel. Sie haben also lange unter schlechteren medizinischen, Ernährungs-

und Umweltbedingungen gelebt. Sterblichkeit hat ein sehr langes Gedächtnis.

Ohne die Ausrufung einer,,Pandemie", die Abfassung von Schockpapieren und den PCR-Test

wäre die Übersterblichkeit in Europa wohl gleich Null gewesen. lnsofern hat die

psychologische Operation allein auf unserem Kontinent Millionen Menschenleben gekostet.

übersterblichkeit in Europa 2A2ü-ZA?3 (in ?.)

iluei.s. Ii-,e iä'r,;Er,FEsi revi:'..".,sr) lrr.i:;,::i -ri i.lli,ilLi'l't r,,1 '.;1,31 er:+-r: i-t+.i.rli'.',,;trri
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Quelle für die Grafik ist ein aktueller Artikel aus Lancet: https:/,/ihelancet.coI]lL_SgII!154!!epClq$ §2§!§-7762{24)00153-7/fuiltext
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Christer Häberli
Philosophenweg 5A

23970 Wismar

Mobil: 01525-7585273
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lnternet: www.philosophenstudio.de

ilH

Seite | 3

O 2024 Tiefgründige Analysen für komplexe Herausforderungen



Christer Häberli
Philosophenweg 5A
23970 Wismar

Mobil: 01525-7585273
E-Mail: christer.haeberli@gmail.com

lnternet: www.philosophenstudio.de

B u ndesve rfassu ngsgericht

Schloßbezirk 3

76L3L Karlsruhe

Wismar, 28. August 2024

Betr.: .AR 4974/24

Sehr geehrte Frau Lanz,

am 3. September startet am Verwaltungsgericht Osnabrück ein Verhandlung. lm Mittelpunkt

steht die Klage einer Pflegehelferin, die sich gegen ein Betretungs- und Tätigkeitsverbot

wehrt, das ihr im Jahr 2027 aufgrund fehlender lmpf- oder Genesenennachweise gegen das

Coronavirus SARS-CoV-2 auferlegt wurde.

Die Klägerin , die 2022 als Pflegehelferin im Christlichen Krankenhaus Quakenbrück tätig war,

wurde vom Landkreis Osnabrück aufgefordert, einen Nachweis über ihre lmmunität

vorzulegen. Diese Aufforderung basierte auf dem damals geltenden Paragraf 20a des

lnfektionsschutzgesetzes. Da die Pflegehelferin dieser Aufforderung nicht nachkam,

untersagte ihr der Landkreis im November 2A22 die weitere Berufsausübung. Diese Regelung

galt bis Ende des Jahres 2022.

Am 3. September 2A24, wird die Rechtmäßigkeit dieses Verbots vor Gericht verhandelt. lm

Kern geht es dabei um die Frage, ob der betreffende Paragraf in seiner damaligen Form mit

den Grundrechten auf körperliche Unversehrtheit und Berufsfreiheit vereinbar war.

Möglicherweise wird das Verfahren sogar ausgesetzt, um diese grundlegende Frage dem

Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe vorzulegen.

Ein besonderer Aspekt des Verfahrens ist die Einbeziehung der RKI-Protokolle. Sie werden

erstmals in einem Gerichtsverfahren thematisiert. Die Kammer hat als Zeugen Prof. Dr. Lars

Schaade, den Präsidenten des Robert-Koch-lnstituts (RKl) und damaligen Leiter des Corona-

Krisenstabs, geladen. Herr Schaade wird unter anderem dazu befragt werden, wie

bestimmte Passagen der Protokolle zu verstehen sind. Hierbei steht besonders die Rolle des

RKI bei der Ausarbeitung der Empfehlungen im Mittelpunkt.

Seite | 1
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Christer Häberli
Philosophenweg 5A
23970 Wismar

Mobil: 01525-75a5273
E-Mail: christer.haeberli@gmail.com

lnternet: www.philosophenstudio.de

Aufgrund der Bedeutung des Verfahrens und der erstmaligen juristischen Prüfung der RKI-

Protokolle wird mit einem hohen öffentlichen lnteresse gerechnet. Das Urteil könnte nicht

nur Auswirkungen auf die Klägerin, sondern auch auf ähnliche Fälle bundesweit haben.

Besonders die Frage, ob die damalige lmpfpflicht für Gesundheits- und Pflegepersonal

verfassungsgemäß war, dürfte für zahlreiche Betroffene und juristische Experten von

lnteresse sein. Das Verfahren am 3. September könnte somit einen wichtigen Präzedenzfall

schaffen.

Seite | 2
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Herrn

Christer Häberl.i

Phitosophenweg 5A

23970 Wismar

Bu nd esverfassu n g s gericht

Erster Senat
6eschäftsstette
Tet.: +4972119101-378
Fax: +49 721 / 9101 - 382

Aktenzei(hen: I BvR L97 5 /24 (bitte an geben)

lhr zeichen:
Datum: 28.08.2024

lhre Schreiben (bisheriges Aktenzeichen: AR 497 4lZ4)

Sehr geehiler Herr Häber[i,

lhre Schreiben (bisheriges Aktenzeichen: AR 497 4124) sind nunmehr in das Verfahrensregister

unter dem Aktenzeichen

LBvRL975l24

eingetragen und der zuständigen Richterkammer zur Entscheidung vorgelegt worden.

Beiweiterern Schriftverkehrwird um Angabe des neuen Aktenzeichens gebeten

Mit freund lichen Grüßen

Schöninger

Reg ierungshau ptsekretä rin

- Dieses Schreiben wurde mit HiLfe der lnformationstechnik gefetigt und ist ohne Unterschrift gÜLtig -

Hinweis: Personenbezogene Daten, die uns lm Zusammenhang mit der Durchführung von gerichtllchen Vefahren bzw.

der Bearbeitung von JustlzverwaLtungsange[egenheiten übermittel.twerden, werden von uns ausschtießLich zurWahr-
nehmung unsererAufgaben bzw. zur ErfüLtung unserer rechtlichen Verpftichtungen verarbeitet. Rechtsgrundtagen sind
Art.6Abs.1satz 1tit. e DSGVO i.V.m. § 3 BDSG,Art.6Abs.l Satz 1tit. c DSGVo und die jeweitseinschtäglgenVerfahrens-
vorschriften des BVerfGG. Unsere ausführlichen lnformationen zum Datenschutz in gerichttichen Verfahren und Justiz-
verwaLtungsangetegenheiten finden Sie auf unserer lnternetseite www.bundesverfassungsgericht.de unter dem N4e-

nüpunkt,,Veffahren". Auf Wunsch senden wir lhnen diese lnformationen auch in Papierform zu.



Christer Häberli
Philosophenweg 5A
23970 Wismar

Mobil: 01525-7585273
E-Mail: christer.haeberli@gmail.com

lnternet: www.philosophenstudio.de

Bu ndesverfassu ngsge richt
Schloßbezirk 3

7613L Karlsruhe

Wismar, 04. September 2024

Betr.: 1 BvR 1975-24

Sehr geeh rtes Bundesverfassu ngsgericht,

Nach der Aussage von RKI-Chef Schaade sieht das Verwaltungsgericht Osnabrück bei dem

Tätigkeitsverbot für eine Pflegehelferin im Jahr 2022 die Grundrechte berührt.

Die Klägerin war 2022im Christlichen Krankenhaus Quakenbrück angestellt gewesen. Sie

wurde damals vom Landkreis Osnabrück aufgefordert, einen Nachweis über ihre lmmunität
vorzuweisen. Die Behörde berief sich auf Paragraf 20a des damals geltenden

lnfektionsgesetzes. Als die Pflegehelferin den Nachweis schuldig blieb, wurde ihr im

Novem be r 2022 v erboten, i h re r Tätigkeit weiter n achzu ge he n.

Bei der Verhandlung vor dem Osnabrücker Landgericht ging es um die Frage, ob der Paragraf

20a in seiner damaligen Form mit dem Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit und dem

Grundrecht auf Berufsfreiheit in Einklang stand. Dies soll nun an höchster Stelle geklärt

werden. Die Kammer werde das Verfahren nunmehr dem Bundesverfassungsgericht

vorlegen, so das Verwaltungsgericht.

Das Verwaltungsgericht stellt die Unabhängigkeit der behördlichen Entscheidungsfindung in

Frage.

,,Die Kommer geht dovon dus, doss eine verfossungskonforme Auslegung der Norm nicht
möglich sei", heißt es in einer Pressemitteilung. ,,So verletze die Norm dos Grundrecht auf
körperliche Unversehrtheit sowie die Berufsfreiheit."
Zwar habe das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 27. April2022 die

Verfassungsmäßigkeit der ,,streitgegenstöndlichen Norm" festgestellt. ,,Aufgrund der
nunmehr vorliegenden Protokolle des COV|D-L9-Krisenstobs des Robert-Koch-lnstituts (RKI)

sowie der in diesem Zusommenhong heute durchgeführten Zeugenvernehmung von Prof,

Seite | 1
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Christer Häberli
Philosophenweg 5A
23970 Wismar

Mobil: 01525-7585273
E-Mail: christer.haeberli@gmail.com

lnternet: www.philosophenstudio.de

Dr. Schaade, Präsident des RKI, sei die Unabhängigkeit der behördlichen

Entscheidungslindung in Frage zu stellen", gibt die Pressemitteilung die Auffassung der

Osnabrücker Richter wieder.

Für Lockdowns und Maskenpflichten muss ebenfalls geprüft werden, ob diese Maßnahmefl seite | 2

verhältnismäßig sind und ob sie die Grundrechte in einer Weise einschränken, die

verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist. Solche Maßnahmen wurden in der Vergangenheit oft

durch das lnfektionsschutzgesetz und entsprechende Verordnungen der Länder geregelt.

Es gibt bereits einige Gerichtsentscheidungen, die sich mit der Verfassungsmäßigkeit von

Lockdowns und Maskenpflichten auseinandergesetzt haben. Diese Entscheidungen variieren

je nach Einzelfall und den spezifischen Umständen der jeweiligen Maßnahmen.

Für die Annahme der Wesentlichkeit sind insbesondere die Grundrechtsrelevanz einer

Maßnahme und die lntensität des Eingriffs in Grundrechte entscheidend. Weitere Kriterien

sind der Umfang des Adressatenkreises, die Langzeitwirkung einer Regelung und die

finanziellen Auswirkungen.

Nach der Gesetzesbegründung sei der Schutz vulnerabler Personen vor einer Ansteckung

durch ungeimpftes Personal ein tragendes Motiv für die Einführung der einrichtungs- und

unternehmensbezogenen lmpfpflicht gewesen. Diese auf den Empfehlungen des Robert-

Koch-lnstituts beruhende Einschätzung werde durch die nun veröffentlichten Protokolle des

Instituts erschüttert. Der Gesetzgeber sei seiner Norrnbeobachtungspflicht nicht gerecht

geworden. Die direkte Vorlage an das Bundesverfassungsgericht sei nun erforderlich. Dem

Verwaltu n gsgericht komme sel bst keine N ormverwerfu ngskompetenz zu.

Der Beschluss (3 A 224/271sei unanfechtbar, stellte das Gericht abschließend fest.

Für den Lockdown und die Folgen, vor allem für Gewerbetreibende und deren finanzielle

Verluste, sowie für die Maskenpflicht, gilt es nun festzustellen, ob die Verfassungsmäßigkeit

gegeben war.

Hoc
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B undesve rfa ssu ngsgericht

Schloßbezirk 3

76131Karlsruhe

Wismar, 09. September 2O74

Betr.: 1 BvR 1975-24

Seh r geeh rtes Bundesverfassungsgericht,

lch halte fest.

Karl Lauterbach: Sie hoben also von einer Weisung gesprochen. Eine Weisung hat's in dem

Sinne nicht gegeben.

Keine Weisung? Jetzt springen wir zurück ins Verwaltungsgericht nach Osnabrück, wo es um

die lmpfpflicht für Arzte und Pfleger ging, um die Frage, ob das RKI wissenschaftlich-

unabhängig, oder auch auf politische Weisungen arbeitet.

Dort wurden nämlich nicht nur die RKI Protokolle zu Rate gezogen, der Vorsitzende Richter

befragte auch Lars Schaade, der heute Chef des RKI ist und damals Chef des Corona

Krisenstabs war, wie das denn damals alles aussah. Es ist ein unglaublicher Dialog zwischen

Richter und Schaade, den ich lhnen nicht vorenthalten kann, denn er zeigt, dass Karl

Lauterbach absichtlich und wissentlich lügt.

Richter: Wor die wissenschoftliche Freiheit des RKI intern eingeschrönkt?

Schade: lch kann mich nicht gencru erinnern, aus damoliger Sicht habe ich es so gesehen.

Wir sind zwischen Monagement und wissenschoftlicher Empfehlung und das Management

konn somit Wünsche aussprechen.

Richter: Gdh es direkte Einflussnahme?

Schade? Jo, selbstverstöndlich. Weisungen nehmen wir entgegen.
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lch halte fest: lsuterbach: Das RKI hat unahhöngig von politischer Weisung georbeitet.

Der Chef des RKl, Lars Schaade, sagt vor Gericht: la, selbstverstöndlich, Weisungen nehmen

wir entgegen.

Der Vorsitzenden Richter machte weiter: Dos BMG hat es abgelehnt, die Risikobewertung seite I 2

von sehr hach auf hoch zu setzen. lnterpretiere ich dos richtig? Aus politischen Gründen?

Schaade: Dass wir mit unserem Vorschlag keine Zustimmung gefunden haben, weiJS ich

nicht, Die Frage, die ich höre, ist das Manogement oder Wissenschafi? Die

Risikobewertung hat normativen Chorakter, deshalb ist es Sache des Managements.

Der Richter: Es mag sein, dass das BMG eigene fdchliche Aufsicht hst. An welcher Stelle log
oder liegt lhrer Verantwortung?

Schaade: Letztlich hoben wir dos entschieden und in diesem Fall war dos anders. Das will
ich nicht hestreiten.

Der Richter lacht: Bestreiten? Die Entscheidung des Bundesverfdssungsgerichts beruht auf
der Annohme, doss das RKI die wissenschaftliche Einschötzung gegeben hat, die der
Gesetzgeber zur Grundlage gemacht hat.

Schaode: Es geht doch gerode gar nicht die einrichtungsbezogene lmpfpflicht.

Der Richter: Doch, ich froge alles, was ihre Aussagegenehmigung hergibt, Das ist der
juristische Hebel, an dem wir uns befinden, deshalb haben wir uns die ganze Mühe
gemacht, besser, Sie hötten die Protokolle geschreddert.

Schaade: Darf ich eine Bemerkung machen?

Der Richter: lch hoh kein Problem,

Schaade: Sie fragen jo, wie Fachaufsicht dusgeführt wird, auch ouf Bundesbehördenebene.

Richter: Das ist der Witz darin, dass das Bundesverfassungsgericht aul die Unabhängigkeit

des RKI abgestellt hat. lch möchte Transparenz. Es gibt Fachexpertise. lm Urteil des

Bundesverfossungsgerichts steht nichts von Politik und BMG drin.
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Dann frogt der Richter: Gob es ein Verfohren, mit dem überwacht wurde, ob eine Norm

wirksom wor? Gah es eine Kommunikotion zwischen Legislotive und lhnen, also dem RKI?

Haben Sie konkret Erkenntnisse mit dem BMG und der Legislative kommuniziert?

Schaade: Wir hoben nur den lmpfstotus eüasst und wie er sich entwickelt, ober nicht die

Übertragung, olso ob die Norm wirksom war, Es gibt keinen kausalen Zusammenhang,

keine Erforschung zwischen lmpfpflicht und Reduktian der lnfektion, der dargelegt ist.

Es ist ein bemerkenswertes Gespräch vor Gericht, das zwei Dinge belegt. Erstens, der Kern

der einrichtungsbezogenen lmpfpflicht, der Schutz vor Übertragung für ältere Menschen war

weder belegt noch wurde er im Verlauf der Pandemie kontrolliert, ob das Gesetz überhaupt

noch Sinn ergibt. Und zweitens, Karl Lauterbach lügt, was die Unabhängigkeit des RKI

angeht.

Es gab sehr wohl politische Weisungen, wie es die RKI Protokolle zeigen und auch Aussagen

des RKI Chefs, Lars Schaade vor Gericht belegen.

Hochacht ungsvoll,

äberli
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Beqtaubiqte Abschrlft

BU N D ESVERFASSU NGSGERICHT

- 1 BvR 1975124 -

ln dem Verfahren
über

d ie Ve rfassu n gsbeschwerde

desHerrnChrister H ä b e r I i,
Phitosophenweg 5A, 2397 0 Wismar,

gegen a) diewiderrechtticherzwungeneCOV|D-19-lmpfung,

b) die Verpflichtung zum Tragen einer Maske

hat die 2. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

die Richterin Ott

und die Richter Radtke,

Wo[ff

gemäß § 93b in Verbindung mit § 93a BVerfGG In der Fassung der Bekanntmachung
vom 11. August 1993 (BGBt I 5. 1473)
am 16. September 2024 einstimmig beschlossen:

Dle Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenommen

Von einer Begründung wird nach § 93d A.bs. 1 Satz -< B\terfGG abgesehen

Diese Entscheidung ist unanfechtbar

Radtke Wotff
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